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nerhalb der in der Kassenordnung festgelegten Fristen ein­
gezahlt hat, nach ihren eigenen Darlegungen kein Schaden 
entstanden ist. Ebenso ist kein Fall bekannt geworden, in 
dem ein Käufer von Waren, der nicht sofort eine Rechnung 
erhielt und dessen Kauf zunächst im Kladdebuch vermerkt, 
wurde, die gekaufte Ware nicht bezahlt hat. Durch diese 
Handlung ist der Verklagten kein Schaden entstanden, so daß 
insoweit Erörterungen über eine schuldhafte Schadensverur­
sachung gleich welcher Art ausscheiden.

Durch die weiteren Pflichtverletzungen der Klägerin kann 
allerdings der Schaden in Form der Inventurminusdifferenz 
entstanden sein.

Es trifft zu — worauf das Bezirksgericht richtig hingewie­
sen hat —, daß das pflichtwidrige Verhalten der Klägerin 
einen Zustand der Unübersichtlichkeit geschaffen hat, der 
einen exakten Nachweis von Waren und Geldbeträgen nicht 
mehr zuließ. Damit ist aber nur gesagt, daß zwischen Pflicht­
verletzung und Schaden kausale Zusammenhänge bestehen 
können. Daraus ergeben sich hingegen keine' Rückschlüsse 
auf die Art des Verschuldens; jedenfalls kann daraus keine 
bedingt vorsätzliche Schadensverursachung abgeleitet wer­
den, wenn nicht weitere Umstände dies belegen.

Ein bedingter Vorsatz ist nur gegeben, wenn der Werktä­
tige — vorsätzliche Pflichtverletzung vorausgesetzt — den 
Schaden bewußt in Kauf genommen hat (§252 Abs. 4 AGB). 
Dazu muß nachgewiesen seih, daß ihm der Eintritt eines 
Schadens als mögliche Folge eines bestimmten Handelns bei 
seiner Entscheidung zum Handeln bewußt war und er auch 
objektiv nicht mit einer Abwendung dieser Folge durch eige­
nes Tun oder andere Umstände rechnen konnte. Das ist bei­
spielsweise gegeben, wenn der Werktätige einen bereits ein­
getretenen Schaden kennt, sein Handeln und Verhalten aber 
nicht ändert, obwohl er voraussieht, daß dadurch weiterer 
Schaden eintreten kann, und diesen Schaden in Kauf nimmt.

Die Klägerin hat bestritten, den Einritt eines Schadens 
als Folge ihres Handelns vorausgesehen zu haben. Das ist 
in der Entscheidung des Bezirksgerichts nicht mit entspre­
chenden Tatsachen widerlegt worden. Die Auffassung, die 
Klägerin habe trotz der vorhandenen Erkenntnis, daß ein 
Schaden am sozialistischen Eigentum durch ihre Pflichtver­
letzungen eintreten müsse, ihr schuldhaftes pflichtverletzen­
des Verhalten fortgesetzt, steht im Widerspruch zur Entwick­
lung der Inventuren in dieser Verkaufsstelle. In den Jah­
ren 1977 bis 1979 sind in der von der Klägerin geleiteten Ver­
kaufsstelle im Verhältnis zum Umsatz geringfügige Minus- 
bzw. Piusdifferenzen festgestellt worden. Welche Ursachen 
zu einer hohen Inventurminusdifferenz im Jahre 1980 geführt 
haben, ist nicht geklärt. Selbst wenn damals Pflichtverlet­
zungen der Klägerin zu den Minus- bzw. Plusdifferenzen 
beigetragen haben sollten, rechtfertigt die Entwicklung in 
den beiden folgenden Jahren nicht den Vorwurf, die Kläge­
rin habe den Schaden bewußt in Kauf genommen. Im 
Jahre 1981 wurde ein Plus von 1 000 M und im Jahre 1982 ein 
Minus von 600 M ermittelt. Daraus kann nicht abgeleitet wer­
den, sie habe gewußt, daß ihre Pflichtverletzungen zu einem 
um ein Vielfaches höheren Schaden führen könnten, und die­
sen Schaden auch in Kauf genommen.

Auch die vor dem Kreisgericht als Sachverständige gehörte 
Revisorin hat erklärt, sie habe bei der Überprüfung den Ein­
druck gehabt, daß die Klägerin die Folgen ihrer Arbeitsweise 
nicht übersehe. Das spricht in Verbindung mit den bereits 
dargelegten Umständen gegen eine bedingt vorsätzliche Her­
beiführung des Schadens durch die Klägerin.

Es wäre deshalb notwendig gewesen, den Sachverhalt wei­
ter zu klären. Das Bezirksgericht hätte die Berufung der 
Klägerin gegen das Urteil des Kreisgerichts ohne exakte 
Prüfung des Verschuldens nicht abweisen dürfen. Seine Ent­
scheidung verletzt §§ 252 Abs. 4, 261 Abs. 3 AGB und § 45 
Abs. 3 ZPO.

§ 305 Abs. 2 AGB; § 174 Abs. 4 ZPO.
Ein teilweises Unterliegen des Betriebes in Arbeitsrechts­
sachen'— mit der dadurch bedingten Verpflichtung, die ge­
samten außergerichtlichen Kosten des Werktätigen zu tra­
gen — liegt auch vor, wenn auf die Berufung eines 
Werktätigen eine im erstinstanzlichen Verfahren ergangene

unrichtige Kostenentscheidung zu seinen Gunsten korrigiert 
wurde und der Betrieb die Abweisung der Berufung im vol­
len Umfang beantragt hatte.
OG, Urteil vom 18. Oktober 1985 - О AK 18/85.

Mit Urteil des Kreisgerichts wurde der Verklagte verurteilt, 
an die Klägerin 50 M Schadenersatz zu zahlen. Damit ent­
sprach das Kreisgericht nur zu einem Teil dem Klageantrag 
der Klägerin, die gegenüber dem Verklagten die arbeitsrecht­
liche materielle Verantwortlichkeit in Höhe von zunächst 
242 M, später von 150 M geltend gemacht hatte. Nach Ziff. 2 
des Urteilsspruchs bestimmte das Kreisgericht, daß die außer­
gerichtlichen Kosten des Verfahrens jede Prozeßpartei selbst 
zu tragen habe.

Mit seiner Berufung beanstandete der Verklagte u. a. diese 
Kostenentscheidung und beantragte, die Klägerin zu ver­
pflichten, die gesamten außergerichtlichen Kosten zu tragen. 
Dagegen hat die Klägerin beantragt, die Berufung insgesamt, 
also auch hinsichtlich der Kostenentscheidung, kostenpflichtig 
abzuweisen.

Dem Antrag der Klägerin ist das Bezirksgericht in vollem 
Umfang gefolgt. Die außergerichtlichen Kosten des Rechts­
mittelverfahrens — so Ziff. 2 des Urteilsspruchs des Bezirks­
gerichts — hatte jede Prozeßpartei selbst zu tragen.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation des 
Urteils des Bezirksgerichts, beschränkt auf die Kostenent­
scheidung, beantragt, da dieses insoweit — ebenso wie die 
Kostenentscheidung des Kreisgerichts — auf einer unrichti­
gen Anwendung der § 305 Abs. 2 AGB, § 174 Abs. 4 ZPO be­
ruhe.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Auf der Grundlage der Entscheidungen der Instanzgerichte 
über die materielle Verantwortlichkeit des Verklagten, die 
mit dem Kassationsantrag nicht angegriffen wurden und des­
halb insoweit rechtskräftig bleiben, bestand für eine Kosten­
entscheidung, mit der der Verklagte verpflichtet wurde, seine 
außergerichtlichen Kosten des Verfahrens selbst zu tragen, 
kein Raum.

Die Klägerin war in dem Verfahren vor dem Kreisgericht 
bezüglich der Höhe des von ihr geltend gemachten Schaden­
ersatzes teilweise unterlegen. Folglich hätte sie verpflichtet 
werden müssen, die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens 
zu tragen (§ 174 Abs. 4 ZPO). Die dem Gesetz nicht entspre­
chende Kostenentscheidung des Kreisgerichts hätte auf die 
Berufung des Verklagten durch das Bezirksgericht korrigiert 
werden und zugleich hätte entschieden werden müssen, daß 
die Klägerin auch die außergerichtlichen Kosten des Ver­
klagten für das Rechtsmittelverfahren zu tragen hat. Insoweit 
hätte die Berufung des Verklagten ebenfalls Erfolg haben 
müssen. Damit war die Klägerin auch im Zweitinstanzlichen 
Verfahren teilweise unterlegen.

Deshalb waten auf den Kassationsantrag die dem Gesetz 
widersprechenden Kostenentscheidungen des Kreis- und des 
Bezirksgerichts aufzuheben. Durch den erkennenden Senat 
war die Verpflichtung der Klägerin zur Tragung der außer­
gerichtlichen Kosten des Verklagten für das Instanzverfahren 
auszusprechen (§ 162 Abs. 1 ZPO).
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§§ 45 Abs. 3, 52 Abs. 1, 53 Abs. 1 Ziff. 5, 62 ZPO.
1. Auch eine vom Staatlichen Notariat beurkundete Erklä­
rung eines Bürgers ist nicht unwiderlegbar. Da Urkunden im 
Rechtsverkehr eine besondere Bedeutung haben, bedarf die 
Behauptung der Unrichtigkeit einer Urkunde einer sorgfälti­
gen Sachaufklärung durch Erhebung aller wesentlichen und 
verfügbaren Beweise.
2. Die Vernehmung einer Prozeßpartei darf nur dann ange­
ordnet werden, wenn der Sachverhalt auf andere Weise nicht 
aufgeklärt werden kann. Ist eine solche Prozeßsituation ge­
geben, dann ist zu den Behauptungen einer Prozeßpartei 
grundsätzlich die Gegenpartei zu vernehmen.
3. Läßt sich die anspruchsbegründende oder anspruchsver­
nichtende Behauptung einer Prozeßpartei nicht eindeutig be-


